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LIBERALE PARLAMENTSARBEIT 2023 

 Innenpolitik 
Allgemein
Wir können stolz auf unsere Blaulichtorgani-
sationen sein, ihre Leistungen können kaum 
hoch genug eingeschätzt werden und haben 
unseren vollen Respekt verdient. Die Politik 
muss unseren Sicherheitsbehörden den Rücken 
freihalten. 

Innere Sicherheit verbessern –  
unsere Polizei stärken
Mit unseren parlamentarischen Initiativen legen 
wir immer wieder den Finger in die Wunde. So 
erfand Innenminister Strobl auf eine unserer 
Anfragen eine neue Berechnungsgröße für die 
Personalstärke unserer Polizei - angeblich 
waren mehr Stellen besetzt, als im Stellenplan 
überhaupt vorgesehen. Die Milchmädchenrech-
nung fiel in sich zusammen: Die tatsächlichen 
Zahlen zeigen eine erhebliche personelle Unter-
besetzung und Überbelastung innerhalb unserer 
Polizei. Von der „größten Einstellungsoffensiver 
aller Zeiten“ ist nicht viel zu sehen. 

Zur Wahrung der inneren Sicherheit und Ord-
nung braucht es aus unserer Sicht zwingend 
eine personell und finanziell gut aufgestellte 
Polizei. Zwischenzeitlich bestand die Sorge, 
dass die Haushaltsmittel nicht ausreichen, um 
sämtliche Einsatzfahrzeuge zu betanken. So 
darf es nicht sein! Wir setzen uns für eine ver-
lässliche und angepasste Haushaltsplanung 
sowie eine wertschätzende Entlohnung der 
Beschäftigten ein.

Reformbedarf im Rettungswesen
Der VGH Mannheim hat in diesem Jahr die Rege-
lungen zur Hilfsfrist für unzulässig erklärt – ein 
herber Dämpfer für Minister Strobl.

Unser Rettungswesen muss jetzt zeitgemäß 
aufgestellt werden. Dabei begrüßen wir die 
Nutzung und den Ausbau der technischen Mög-
lichkeiten: Ersthelfer, die über Apps alarmiert 
werden, bieten eine wertvolle Ergänzung der 
Rettungskette, der Tele-Notarzt soll in den wich-
tigen Minuten bis zum Eintreffen des Notarztes 
unterstützen. Wir setzen uns für die flächen-
deckende Nutzung, eine bessere Vernetzung mit 
den Integrierten Leitstellen und die notwendige 
finanzielle Rückendeckung der Ersthelfer-Syste-
me und des Tele-Notarztes ein.  

Die derzeitige Reform des Rettungsdienstgeset-
zes begleiten wir kritisch und konstruktiv. Wir 
setzen uns dafür ein, dass die Patientenrechte 
gewahrt werden. Die neuen Regelungen für die 
Rettungsdienstleister müssen lebensnah aus-
gestaltet und praktikabel sein. 
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Die Landesregierung hat kurz vor der Kommu-
nalwahl noch Änderungen im Kommunalwahl-
recht vorgenommen. Neben einigen Verände-
rungen bei den Bürgermeisterwahlen wurde 
noch das grüne Lieblingsprojekt eingeführt, 
das passive Wahlrecht ab dem vollendeten 16. 
Lebensjahr. 

Dies begegnet massiven rechtlichen Bedenken, 
denn nicht volljährige Gemeinderäte können 
z. B. nicht in Aufsichtsräte entsandt werden 
oder rechtlich bindende Erklärungen abgeben. 
Dazu kollidieren die Rechte und Pflichten eines 
Gemeinderats massiv mit dem Recht der Eltern 
z. B. auf Aufenthaltsbestimmung bei unter 
18-Jährigen. Und wer die kommunale Praxis 
kennt, weiß, dass Sitzungen gerne mal bis spät 
in die Nacht andauern, was ebenfalls durch 
Eltern untersagt werden könnte.

Aber die grün-schwarze Koalition hat sich wie 
üblich von rechtlichen Erwägungen nicht abhal-
ten lassen. Es gibt noch nicht einmal eine Studie 
zu diesem Thema. Mit dem lapidaren Satz, ‚das 
würde sich schon vor Ort finden‘, springt man 
in eine potenziell anfechtbare Kommunalwahl 

hinein, nur um vermeintlich bei der jungen 
Zielgruppe zu punkten. Dass parallel die heute 
schon existierenden Möglichkeiten wie etwa 
Jugendgemeinderäte vernachlässigt werden, 
kümmert offenbar nicht.

Dazu wurden die Altersgrenzen für die Wahl 
einer Bürgermeisterin oder eines Bürgermeis-
ters auf 18 Jahre abgesenkt, während die Alters-
grenze nach oben ja schon früher aufgehoben 
wurde.

Wir haben die Frage aufgegriffen, wie die Lan-
desregierung ihren selbst gewählten Auftrag 
erfüllt, dass Wahlwerbung nicht wie gewöhnliche 
Flyer oder Werbeblättchen behandelt wird. Im 
Koalitionsvertrag haben Grüne und CDU verein-
bart, dass sie sich für eine ‚rechtliche sichere‘ 
Möglichkeit für den Einwurf von Wahlwerbung 
vor Wahlen einsetzen wollen. Tatsächlich ist es 
wie erwartet: das Thema ist nur auf Bundes-
ebene zu lösen und man hat sich an keiner Stelle 
dafür eingesetzt, weder bei Bundesministern 
noch bei Länderkollegen. Dabei wäre eine Neu-
regelung vor der Kommunalwahl sehr sinnvoll 
gewesen.
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